Frau Direktorin / Herrn Direktor
des Grundschulsprengels/Schulsprengels
der Mittelschule/Oberschule
__________________________________________
Antrag um Freistellung aufgrund der eigenen schweren Beeinträchtigung gemäß Art. 33, Absatz 6 des Gesetzes Nr. 104/1992 
Hiermit beantrage ich_________________________________________________________________,
geb. am __________________________ in __________________________, wohnhaft in ________________________________________ Str. ______________________________________, Lehrperson mit  FORMCHECKBOX 
 befristetem Arbeitsvertrag von _________________ bis __________________ oder 

 FORMCHECKBOX 
 unbefristetem Arbeitsvertrag seit _________________________, an der/am ___________________________________________, Tel. _______________Matr. Nr. _____________
 FORMCHECKBOX 
 die Freistellung von 3 Tagen pro Monat gemäß Art. 33, Absatz 3 und 6 des Gesetzes Nr. 104/1992 

(oder)

 FORMCHECKBOX 
 eine Stunde Freistellung für jeden Arbeitstag gemäß Art. 33, Absatz 2 und 6 des Gesetzes Nr. 
104/1992;

Gemäß Art. 4, Abs.1 des Gesetzes Nr. 104/1992 wurde die schwere Beeinträchtigung am ________________________________________________  festgestellt (siehe Anlage).
Ich erkläre:

eventuelle Änderungen zum Schweregrad der Beeinträchtigung seitens der Sanitätskommission der zuständigen Schule unmittelbar mitzuteilen.

Datum
Unterschrift
__________________________
______________________________

Mitteilung gemäß Art. 13 des Legislativdekretes vom 30. Juni 2003, Nr. 196 (Datenschutzkodex)

Rechtsinhaber der Daten ist die Schule (Bezeichnung der Schule einfügen).

Die angegebenen Daten werden von der Schule, auch in elektronischer Form, für die Bearbeitung der Gesuche betreffend die Gewährung der Freistellungen gemäß Art. 42 des Legislativdekretes Nr. 151/2001 bzw. gemäß Art. 33 des Gesetzes Nr. 104/1992 verarbeitet. Verantwortlich für die Datenverarbeitung ist…(falls in der Schule ein/e Verantwortliche/r für die Datenverarbeitung ernannt worden ist, bitte anführen. Beispiel: Verantwortlich für die Datenverarbeitung ist der/die Schulsekretär/in).
Die Daten müssen bereitgestellt werden, um die erforderlichen Verwaltungsaufgaben abwickeln zu können. Bei Verweigerung der erforderlichen Daten kann der Antrag nicht bearbeitet werden. 

Die Antragstellerin bzw. der Antragsteller erhält auf Anfrage gemäß Art. 7-10 des Legislativdekretes Nr. 196/2003 Zugang und Auskunft zu den jeweiligen Daten und kann deren Aktualisierung, Löschung, Anonymisierung oder Sperrung, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, verlangen.
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